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Hieran gemessen ist das Kündigungsschreiben der Kläger nicht deshalb 
 formell unwirksam, weil sie den Lebensgefährten der Tochter nicht nament-
lich benannt haben. Grund: Das Begründungserfordernis soll gewährleisten, 
dass der Kündigungsgrund derart konkretisiert ist, dass er von anderen 
 Kündigungsgründen unterschieden werden kann. Dies  ermöglicht es dem 
Mieter, der die Kündigung nicht hinnehmen will, seine  Verteidigung auf den 
angegebenen Kündigungsgrund auszurichten, denn eine Auswechselung des 
Kündigungsgrundes ist dem Vermieter verwehrt. Das heißt: Im Fall der Eigen-
bedarfskündigung genügt es, die Eigenbedarfsperson – hier die Tochter – iden-
tifizierbar namhaft zu machen und das Interesse  darzulegen, das diese an der 
Erlangung der Wohnung hat. Insoweit reicht die Angabe, dass die Tochter in die 
größere Wohnung der Beklagten ziehen wolle, um dort mit ihrem Lebensge-
fährten einen gemeinsamen Hausstand zu  begründen. Weiterer Angaben 
 bedurfte es aus formeller Sicht nicht,  insbesondere war es nicht erforderlich, 
den Lebensgefährten bereits im  Kündigungsschreiben namentlich zu nennen. 

Beachten Sie | Es ist streng zwischen den (geringen) formellen  Anforderungen 
an die Begründung der Eigenbedarfskündigung und ihrer materiellen 
 Berechtigung zu differenzieren. Tatsachen, die nur der näheren Erläuterung, 
Ergänzung,  Ausfüllung sowie dem Beweis des geltend gemachten Kündi-
gungsgrunds dienen, können auf Verlangen des Mieters grundsätzlich auch 
noch im  Prozess nachgeschoben werden (BGH MK 07, 220). 

Das LG wird nach Zurückverweisung durch den BGH zu prüfen haben, ob die 
Kündigung materiell berechtigt ist. Das ist der Fall, wenn der Vermieter sich 
auf vernünftige und nachvollziehbare Gründe für die Inanspruchnahme des 
Wohnraums berufen kann (BVerfG MK 14, 94, Abruf-Nr. 141520; BGH NJW 88, 
904). Wird der Eigenbedarf nachweisbar damit begründet, dass ein Kind des 
Vermieters mit seinem Lebensgefährten in die größere Wohnung des  Mieters 
ziehen will, um dort seinen Hausstand zu begründen, wird er den Eigenbedarf 
in der Regel nicht erfolgreich abwehren können. Anders kann der Fall liegen, 
wenn – wie hier durch den Ausspruch der Eigenbedarfskündigung vier  Wochen 
nach Scheitern der Verkaufsverhandlungen – Umstände  vorliegen, die Zweifel 
an der Ernsthaftigkeit des Eigenbedarfs begründen. 
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SCHLÜSSELVERLUST

mieter haftet nur bei austausch  
der Schließanlage auf Schadenersatz
von RiOLG Günther Geldmacher, Düsseldorf

Der Schadenersatzanspruch des Vermieters gegen den Mieter wegen 
 eines verlorenen Wohnungsschlüssels – hier: Austausch der Schließ-
anlage einer Wohnungseigentumsanlage – setzt voraus, dass die Schließ-
anlage auch tatsächlich ausgetauscht wurde (BGH 5.3.14, VIII ZR 205/13, 
Abruf-Nr. 140857).
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Sachverhalt
Der Beklagte war Mieter einer Eigentumswohnung des Klägers. Im gemein-
sam unterzeichneten Wohnungsübergabeprotokoll ist vermerkt, dass dem 
Mieter zwei Wohnungsschlüssel übergeben wurden. Der Beklagte gab einen 
Wohnungsschlüssel zurück. Er bestritt, einen zweiten erhalten zu haben. 
Nachdem die WEG-Verwaltung darüber in Kenntnis gesetzt worden war, ver-
langte sie vom Kläger auf Voranschlagsbasis die Zahlung von 1.468 EUR für 
den aus Sicherheitsgründen für notwendig erachteten Austausch der Schließ-
anlage. Gleichzeitig kündigte sie an, diesen nach Zahlungseingang in Auftrag 
zu geben. Weder hat der Kläger bislang gezahlt, noch wurde die Schließ anlage 
ausgetauscht. Die Klage auf Zahlung von Schadenersatz an die Eigentümer-
gemeinschaft hat erstinstanzlich überwiegend Erfolg. Das LG (ZMR 14, 41) 
weist die Berufung des Beklagten zurück. Seine Revision hat Erfolg.

entscheidungsgründe
Der Mieter, der ihm bei Mietbeginn überlassene Schlüssel nicht oder nicht 
vollständig zurückgibt, verletzt seine mietvertragliche Nebenpflicht zur 
 Obhut über den nicht mehr auffindbaren Schlüssel, § 241 Abs. 2 BGB (Nach-
weise Urteilsgründe Tz. 10). Folge: Er ist dem Vermieter gegenüber – grund-
sätzlich – zum Schadenersatz gemäß § 280 Abs. 1, § 535 Abs. 1, § 546 Abs. 1, 
§ 241 Abs. 2 BGB verpflichtet. Vom Verschuldensvorwurf hat sich der Beklag-
te nicht entlastet (§ 280 Abs. 1 S. 2 BGB). Er hat zum Verbleib des Schlüssels 
nichts vorgetragen.

Der Kläger kann als Schadenersatz vom Beklagten Freistellung (Zahlung an 
die Wohnungseigentümergemeinschaft) verlangen, soweit er wegen des ab-
handen gekommenen Schlüssels seinerseits Schadenersatzansprüchen der 
Wohnungseigentümergemeinschaft (WEG) ausgesetzt ist. Das ist hier nicht 
der Fall. Grund: Der WEG steht der geltend gemachte Schadenersatzan-
spruch nicht zu, weil die Schließanlage nicht ausgetauscht worden ist.

Zwar kann ein Geschädigter den für die Beseitigung eines Sachschadens 
 erforderlichen Aufwand im Hinblick auf § 249 Abs. 2 S. 1 BGB grundsätzlich 
auch fiktiv abrechnen (BGHZ 66, 239). Dies setzt aber voraus, dass ein erstat-
tungsfähiger Vermögensschaden entstanden ist. Hieran fehlt es im Streitfall. 
In Rechtsprechung und Schrifttum ist umstritten, ob der Verlust eines einzel-
nen, zu einer Schließanlage gehörenden Schlüssels zu einem Sachschaden 
an der Schließanlage als Sachgesamtheit führt (Nachweise Urteilsgründe 
Tz. 16 f.). Der BGH folgt der Meinung, die bei Verlust eines Schlüssels eine 
Beschädigung der Schließanlage als Sachgesamtheit verneint. Grund: Eine 
Sache oder Sachgesamtheit ist nur beschädigt, wenn ihre Sachsubstanz 
 verletzt ist. Der Verlust eines Schlüssels führt aber bei der gebotenen wer-
tenden Betrachtung nicht zu einer – über die hier nicht streitgegenständliche 
Einbuße des verlorenen Schlüssels hinausgehenden – Beeinträchtigung der 
Sachsubstanz der Schließanlage. Dass die Schließanlage in ihrer Siche-
rungsfunktion beeinträchtigt ist, wenn sich Unbefugte mit dem verloren 
 gegangenen Schlüssel Zutritt verschaffen könnten, ist keine unmittelbare 
Folge eines Substanzeingriffs. Dies zeigt sich schon daran, dass diese Funk-
tionsbeeinträchtigung durch einen neu angefertigten Schlüssel und die damit 
verbundene Kompensation der eingebüßten Sachsubstanz nicht beseitigt 
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werden könnte. Das rein abstrakte Gefährdungspotenzial stellt regelmäßig 
keinen erstattungsfähigen Vermögensschaden dar. 

Beachten Sie | Ein erstattungsfähiger Schaden entsteht erst, wenn sich der 
Geschädigte aus objektiver Sicht unter den konkret gegebenen Einzelfallum-
ständen zur Beseitigung einer fortbestehenden Missbrauchsgefahr veran-
lasst sehen darf, die Schließanlage zu ersetzen, und diesen Austausch auch 
tatsächlich vornimmt. In einem solchen Fall hat sich das Gefährdungspoten-
zial in einer Vermögenseinbuße realisiert. 

Praxishinweis
Zwischen den Mitgliedern einer WEG besteht eine schuldrechtliche Sonder-
verbindung. Haben die Eigentümer eine Vereinbarung nach § 10 Abs. 1 S. 1 
WEG getroffen, sind sie rechts geschäftlich und im Übrigen durch das unter 
allen Eigentümern bestehende gesetzliche Schuldverhältnis verbunden 
(NZM 07, 292). Dass auch aus Letzterem Treue- und Rücksichtnahmepflich-
ten i.S. von § 241 Abs. 2 BGB folgen können, ist anerkannt. Folge: Ein Woh-
nungseigentümer hat im Rahmen dieser Sonderverbindung für das Verschul-
den von Hilfspersonen nach § 278 BGB einzustehen (BGHZ 141, 224). Dies gilt 
auch für einen Mieter, dem er die Wohnung überlassen hat (BayObLG NJW 70, 
1551; KG NZM 02, 869; LG Dortmund NZM 00, 1016). Diese Schutz- und Obhuts-
pflicht erfasst auch die im Gemeinschaftseigentum stehenden Schließ-
anlagen einschließlich der zugehörigen Schlüssel. Den Miteigentümer tref-
fen daher in Bezug auf die Schließanlage gegenüber der WEG die gleichen 
Obhutspflichten wie den Mieter im Rahmen des Mietverhältnisses gegenüber 
seinem Vermieter. 

Ein danach zu ersetzender Schaden kann auch in dem Verlust des Schlüssels 
für eine Schließanlage liegen, wenn eine missbräuchliche Verwendung des 
nicht auffindbaren Schlüssels durch Unbefugte unter den konkreten Umstän-
den objektiv zu befürchten ist. Nach Flatow (NZM 11, 660, 661) ist das regel-
mäßig der Fall, wenn der Verbleib des Schlüssels unklar ist, weil er verloren 
gegangen oder sogar gestohlen worden ist. Dann führt aus Sicherheits-
gründen kein Weg an dem Austausch der Schließanlage vorbei. Hier hatte die 
Verwalterin seit 21.7.10 Kenntnis vom Verlust des Schlüssels. Gleichwohl hat 
sie einen Austausch der Schließanlage bis zum Schluss der mündlichen Ver-
handlung am 31.5.13 nicht veranlasst. Das lässt den Schluss zu, dass sich das 
abstrakte Gefährdungspotenzial des Schlüsselverlusts nicht realisiert hat. 

Ist aber kein Schaden entstanden, ist der Kläger nicht verpflichtet, der  WEG 
fiktive Kosten eines noch nicht vorgenommenen Austauschs der Schließanla-
ge zu erstatten. Eine abstrakte Schadensberechnung ist nach Auffassung des 
BGH nicht zulässig. Seine Klage auf Freistellung von diesem Anspruch ist 
daher unbegründet. In gleicher Weise entsteht dem Vermieter einer Woh-
nung kein Schaden, wenn er einen Schloss austausch unterlässt. Er kann als 
Schadenersatz lediglich die Kosten für die Ersatzbeschaffung eines neuen 
Schlüssels verlangen. Diese waren hier nicht streitbefangen. 

 ↘ WEITERFÜHRENDER HINWEIS

• Zur Verjährungsproblematik, Blank, WuM 14, 335
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